
Niederschrift Nr. 02/2008 
 

über die Sitzung des Grundstücks- und Wirtschaftsausschusses der Gemeinde Holdorf, 

am Montag, dem 14.04.2008, im Rathaus, Ratssaal 

 

 

Beginn der Sitzung: 17.05 Uhr 

Ende der Sitzung: 18.55 Uhr 

 

Es nahmen an der Sitzung teil: 

 

Udo Schlarmann, Vorsitzender 

  

Die Ausschussmitglieder: 

 

 

Norbert gr. Schlarmann  (ab TOP 4) 

Bernard Echtermann 

Norbert von Handorff 

Mario Stickfort 

Ludger Westerhoff 

Martin Fischer 

Heinrich Schonhöft 

  

Es fehlte: Hans-Joachim Witte 

  

Von der Verwaltung nahmen teil: Bürgermeister Dr. Wolfgang Krug 

Wilfried Schweigel, Bauamtsleiter 

Ralf Bolles, Protokollführer 

 

 

 

A) Öffentlicher Teil: 
 

 

 

TOP 1: 

Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung, der anwesenden 

Ratsmitglieder, der Beschlussfähigkeit und der Reihenfolge der Tagesordnung 

 

Der Vorsitzende, Ratsmitglied Udo Schlarmann, eröffnet um 17.05 Uhr die Sitzung, stellt die 

ordnungsgemäße Einladung, die anwesenden Ausschussmitglieder und die Beschlussfähigkeit 

fest. 

 

Bernard Echtermann weist darauf hin, dass die Angelegenheit „Errichtung einer 

Beleuchtungsanlage an der Bushaltestelle Dersaburg“ in der Gru-Wi-Sitzung Nr. 03/2007 

unter TOP 8 und nicht, wie in der Einladung erwähnt, unter TOP 10 behandelt wurde. 

 

 

TOP 2: 

Genehmigung der Niederschrift Nr. 01/2008 vom 31.03.2008 (öffentlicher Teil) 

 

Martin Fischer bemängelt, dass die Niederschrift nicht ausreichend die von der SPD 

vorgebrachten Bedenken und Anmerkungen der SPD-Fraktion enthält. Es ist außerdem nicht 

richtig dargestellt, dass nur Langenberger Bürger benachteiligt werden würden.  



Insbesondere gilt dieses für alle Holdorfer und vor allem für Aussiedler. Das Protokoll muss 

mehr vorgebrachte Fakten enthalten und vollständiger wiedergegeben werden. Gerade für die 

Diskussion in der SPD-Fraktion ist es problematisch, wenn die einzigen Informationen aus 

der Gru-Wi-Sitzung aus 1 ½ Sätzen besteht. 

 

Bürgermeister Dr. Krug teilt ihm mit, dass die Niederschrift ergänzt wird. Die Änderungen 

werden in diesem Protokoll zur Kenntnis gegeben. 

 

Bauamtsleiter Schweigel gibt zu bedenken, dass es nicht möglich ist, jede Diskussion Wort 

für Wort wiederzugeben. Man habe sich in den politischen Gremien vor längerer Zeit darauf 

geeinigt, dass Ergebnisprotokolle geführt werden sollen. 

 

Heinrich Schonhöft teilt mit, dass die Niederschriften dazu dienen, weitere Empfehlungen 

und Informationen für die jeweiligen Fraktionen und Ausschüsse zu liefern.  

 

Ergänzungen zur Niederschrift Nr. 01/2008 vom 31.03.2008, TOP 4: 
 

Heinrich Schonhöft erkundigt sich danach, warum gerade das Baugebiet Bäkeesch 

IV und nicht andere Gebiete gewählt wurden. Außerdem findet er es unglücklich, 

dass die CDU ihr Konzept bereits in der Presse veröffentlicht hat. Dieses erweckt 

in der Bevölkerung den Anschein, als sei dieses schon endgültig beschlossen. Die 

SPD hat kaum noch Einwirkungsmöglichkeiten. 

 

Norbert gr. Schlarmann erläutert, dass eine Entscheidung nicht ohne die SPD 

fallen soll. Bei „Bäkeesch IV“ handelt es sich um das älteste Baugebiet. Mit der 

Förderung soll erreicht werden, dass dieses gefüllt wird. 

 

Martin Fischer ist der Auffassung, dass über ein großes Konzept nachgedacht 

werden sollte. Hier sollten auch andere Punkte wie Vergaberichtlinien, 

Aussiedlerkontingent, lokale Beschränkungen usw. berücksichtigt werden. Für 

problematisch hält er, dass Aussiedler für den Bereich „Bäkeesch“ ausgeschlossen 

sind. Warum wird die Förderung nicht auf das gesamte Gemeindegebiet 

ausgedehnt? Man sollte auch daran denken, dass man den Schulstandort 

Langenberg sichern muss. Bei einer derartigen Förderung würden Familien nach 

Holdorf ziehen. Die SPD ist grundsätzlich für eine private Wohnungsbauförderung.  

 

Udo Schlarmann erläutert, dass im Bäkeesch die Förderung getestet werden soll, 

da es sich hierbei um das älteste Baugebiet handelt. Sinn ist es, in den 

vorhandenen Baugebieten den Wegfall der Eigenheimzulage zu kompensieren. 

 

Norbert gr. Schlarmann geht auf die Aussiedlerproblematik ein. Hier gibt es 

Zusagen gegenüber den Anliegern, dass die 20 %-Klausel eingehalten wird. Bei 

den nächsten Baugebieten sollte hingegen anders entschieden werden. Die 

Förderung soll zurzeit nur auf ein Gebiet begrenzt werden, da noch nicht bekannt 

ist, was auf die Gemeinde zukommt. Es ist hier ein Versuch, den Bürger entgegen 

zu kommen.  

 

Martin Fischer gibt zu bedenken, dass eine Schulproblematik in Handorf-

Langenberg vorhanden ist. Es besteht die Gefahr, dass Familien von Langenberg 

nach Holdorf ziehen. Warum wird keine Förderung für „Bäkeesch IV“ und die 

„Ernst-Böhm-Straße“ in Erwägung gezogen? Diesbezüglich sollte noch mal bei 

einer Förderung über die Ergänzung weiterer Baugebiete nachgedacht werden. 



 

Heinrich Schonhöft erläutert, dass der Bürgermeister erwähnt hatte, dass die 

Gemeinde eine symphatische Wohnalternative sein soll. Man sollte längerfristig 

denken und sich nicht nur auf ein Gebiet beschränken. Dann entstehen keinem 

Ortsteil Nachteile. Man sollte auch überlegen, ob Familienförderung nicht auch 

anderweitig betrieben werden kann. 

 

Bürgermeister Dr. Krug teilt mit, dass es nur ein Baustein für eine Förderung ist, 

weitere sollen folgen. Eine Ausdehnung auf das gesamte Gemeindegebiet hält er 

zum jetzigen Zeitpunkt nicht für richtig. Es ist gängige Praxis, dass Neuerungen 

erst teilweise getestet werden, um dann ein ausgereiftes Konzept auf das gesamte 

Gemeindegebiet auszuweiten. Aus diesem Grunde sollte zunächst das älteste 

Baugebiet „Bäkeesch IV“ verwendet werden. 

 

Heinrich Schonhöft wäre es lieber gewesen, wenn man im Vorfeld bereits diskutiert 

hätte und nicht schon in die Presse gegangen wäre. 

 

Mario Stickfort teilt ihm mit, dass all die Argumente, die hier vorgebracht wurden, 

auch in der CDU-Fraktion diskutiert und beraten wurden.  

 

Martin Fischer erläutert, dass seit 1 ½ Jahren bereits über eine Förderung geredet 

wurde, bis etwas passiert ist. Es sollte jetzt mit Hochdruck weitergearbeitet 

werden. Ferner muss auch über Gewerbeflächen geredet werden. Es ist ein 

Gesamtkonzept für alle Bereich notwendig. Für die SPD ist es sehr unglücklich, 

dass eine Entscheidung durch die CDU-Mehrheit praktisch schon vorliegt. 

 

Heinrich Schonhöft fragt an, ob es das vorrangige Ziel ist, die Bauplätze im 

Bäkeesch zu verkaufen, um dann die einzeilige Bebauung an der Straße „Im 

Bäkeesch“ zu realisieren.  

 

Bernard Echtermann teilt mit, dass den Landwirten in diesem Bereich eine 

Nachentschädigung bei einer Veräußerung der Grundstücke gezahlt wird. Dieses 

wurde denen per Ratsbeschluss zugesichert. Er besteht darauf, dass dieses 

eingehalten wird. 

 

Norbert gr. Schlarmann erläutert, dass es absehbar ist, dass in der nahen Zukunft 

ein Problem hinsichtlich von Schul- und Kindergartenkinder geben wird. In der 

Diskussion innerhalb der CDU-Fraktion hatte man sich für diesen Vorschlag der 

Förderung entschieden. Weitere Ideen bzw. Förderprogramme sollen zusammen 

mit der SPD erstellt werden. 

 

Martin Fischer würde sich freuen, wenn diese Förderung auch auf Langenberg 

erweitert wird. Es könnte das Gebiet „Harpenaus Hof“ mit einbezogen werden. 

Hier gelten die gleichen Argumente wie für „Bäkeesch IV“. 

 

Bernard Echtermann gibt zu bedenken, dass die Gemeinde bemüht ist, schuldenfrei 

zu sein. Für Familien sollten Programme aufgelegt werden. Die Gemeinde kann 

nicht für alles zuständig sein, zumal die Wohnbauförderung eigentlich 

Bundessache ist. Er hat die Befürchtung, dass die Gemeinde hier vorschnell 

handelt. Holdorf hat schon mit die günstigsten Grundstückspreise im Landkreis 

Vechta. Eine Bautätigkeit kann man nicht erzwingen. 

 



Martin Fischer hat den Eindruck, dass das Konzept innerhalb der CDU noch nicht 

einheitlich ist. Man sollte sich hier die Zeit nehmen, eine gemeinsame 

Entscheidung zu treffen. 

 

Heinrich Schonhöft ist der Auffassung, dass bezüglicher einer Strukturierung 

weiterer Maßnahmen in der nächsten Sitzung beraten werden sollte. 

 

Bürgermeister Dr. Krug erläutert, dass es um zwei wesentliche Punkte geht: 

Wirtschaftsförderung und Wohnbauförderung. Trotz niedriger Baulandpreise 

stagniert der Verkauf von Baugrundstücken. Nach außen sollte ein Signal gesetzt 

werden, dass sich in Holdorf was tut. 

 

Norbert gr. Schlarmann teilt mit, dass die Fraktion sich schon einig ist. Es handelt 

sich um eine Investition in die Zukunft, sie ist zum Wohl der Gemeinde. Die 

Förderung sollte auf jeden Fall durchgeführt werden. Wenn eine Entscheidung 

jetzt wieder aufgeschoben wird, ist es schnell Herbst, bevor etwas beschlossen ist. 

Er ist der Auffassung, dass zunächst mit dem Gebiet „Bäkeesch IV“ begonnen 

werden soll. 

 

Manuela Rocks ist der Meinung, dass eine Entscheidung nicht auf die lange Bank 

geschoben werden sollte. Sie ist dafür, dass die zwei Grundstücke in Langenberg in 

die Förderung mit aufgenommen werden soll. 

 

Udo Schlarmann schlägt vor, diese Angelegenheit in die Fraktionen 

zurückzuweisen. Am 14.04.2008 könnte eine zusätzliche Sitzung des Grundstücks- 

und Wirtschaftsausschusses stattfinden, so dass noch vor der VA-Sitzung am 

16.04.2008 eine Beschlussempfehlung abgegeben wird. 

 

 

Die Niederschrift über die Sitzung des Grundstücks- und Wirtschaftsausschusses Nr. 02/2008 

vom 31.03.2008 (öffentlicher Teil), incl. der Ergänzungen, einstimmig genehmigt. 

 

 

 

TOP 3: 

Mitteilungen des Bürgermeisters 

 

a) Bürgermeister Dr. Krug teilt mit, dass am 03.04.2008ein Gespräch mit dem Straßenbauamt 

stattgefunden hat. In diesem wurde vorgeschlagen, dass die Gemeinde bei der unteren 

Verkehrsbehörde (Landkreis Vechta) einen Antrag auf Durchfahrtverbot für den Teilbereich 

der L 851 vom Kreisel an der Dammer Straße bis zur Neuenkirchener Straße stellen soll. 

 

b) Bürgermeister Dr. Krug berichtet über das Gespräch mit der Gemeinde Visbek bezüglich 

der Aufhebung eines Teilbereichs der Landesstraße innerhalb der Ortsdurchfahrt. Die dortige 

Situation ist mit der in Holdorf nicht vergleichbar. In Visbek mündet die L 880 auf die L 873. 

Die Ortsumgehung unterbricht die Landesstraße 873 und mündet wieder auf diese auf. 

 

 

 

 

 

 



TOP 4: 

Preisstruktur bei den Gewerbeflächen und bei den Baulandpreisen sowie Förderung von 

privatem Wohnungsbau (Gru-Wi Nr. 01/2007, TOP 10) 

 

Norbert von Handorff erläutert das Konzept der CDU auf Förderung des sozialen 

Wohnungsbaus. In der CDU-Fraktion hat man sich darauf verständigt, die Förderung um die 

zwei Grundstücke im Baugebiet „Harpenaus Hof / An der alten Ziegelei“ zu erweitern. Somit 

könnte erreicht werden, dass die ältesten Baugebiete gefüllt werden. 

 

Heinrich Schonhöft pflichtet Herrn von Handorff grundsätzlich bei. Zu bedenken ist 

allerdings, ob die Kommune die Aufgaben des Bundes hinsichtlich einer Wohnbauförderung 

erfüllen muss. Zumal die Grundstücke in Holdorf schon zu den günstigsten im Kreis Vechta 

gehören. Es sollte auch darüber nachgedacht werden, was passiert, wenn eine Familie 

finanziell nicht mehr in der Lage ist, das Haus zu behalten. Fällt dann das Geld der Gemeinde 

der Bank zugute? 

 

Norbert von Handorff erwidert, dass eine Förderung so unkompliziert wie möglich sein sollte. 

Ansonsten würde man die Bauwilligen wieder abschrecken. Anderseits kann man 

Verpflichtungen über eine evtl. Rückzahlung auch in den Kaufvertrag mit einfließen lassen. 

 

Bürgermeister Dr. Krug ist der Ansicht, dass jetzt nicht so negativ gedacht werden sollte. In 

den Kaufverträgen ist eine zehnjährige Eigennutzung festgeschrieben. Diese Vorgehensweise 

funktioniert anderenorts sehr gut und sollte auch hierfür genutzt werden.  

 

Hierbei handelt es sich um einen Meilenstein in der Familienförderung. Das Bauen in Holdorf 

muss attraktiv gestaltet werden. Die Wohnbauförderung sollte beschlossen werden. Eine 

Entscheidung über die Preisstruktur bei den Gewerbeflächen ist in dieser Sitzung noch nicht 

erforderlich. 

 

Martin Fischer stimmt ihm zu, dass man sich in die richtige Richtung bewegt. Es gibt aber 

noch Punkte, die diskutiert werden sollten. U.a. ist zu klären, ob jetzt jeder in Bäkeesch bauen 

kann. Kann auch ein Aussiedler, der 18 Jahre alt ist, in Deutschland geboren wurde, dort 

bauen? Er hält es für problematisch, dass im Bäkeesch für Aussiedler keine Platz mehr frei ist 

und dieser Personenkreis somit ausgeschlossen wird. 

 

Norbert von Handorff entgegnet, dass seinerzeit seitens der Politik der Beschluss gefasst 

wurde, dass die Aussiedlerquote von 20 % festgesetzt wird, um eine vernünftige Integration 

zu erreichen. Hier ist die CDU in der Pflicht, Ihre Zusagen zu erfüllen. Des Weiteren hat eine 

Anliegerversammlung des Gebietes „Bäkeesch IV“ ergeben, dass einer Änderung dieser 

Regelung nicht zugestimmt wird. Möglicherweise stehen aber im Baugebiet „Harpenaus Hof“ 

über die Aussiedlerquote noch Bauplätze zur Verfügung. Bei der Planung eines neuen 

Baugebietes müsse man diesbezüglich zu einer anderen Regelung kommen.  

 

Martin Fischer erkundigt sich, ob es richtig ist, dass es für „Harpenaus Hof“ keine 20 % - 

Regelung gibt. Wenn es in dem o.g. Baugebiet oder im Bäkeesch keine Plätze für Aussiedler 

zur Verfügung gestellt werden können, sollte man über die Ausweisung eines weiteren 

geförderten Bauplatzes für einen Aussiedler evtl. im Baugebiet „Osterort“ nachdenken. Von 

einer Auflockerung der Regelung im Bäkeesch IV hält er auch nichts. 

 

Bürgermeister Dr. Krug teilt mit, dass die Bezeichnung Aussiedler bislang an dem Geburtsort 

festgemacht wurde. Ein 18-jähriger, der in Deutschland geboren ist, kann hier jederzeit bauen. 



Diesen Personenkreis gibt es aber zurzeit noch nicht. Die Gemeinde wird sich an ihre 

Zusagen halten, dass das Kontingent in den bestehenden Baugebieten nicht erhöht wird. 

 

Man wird sich innerhalb der Gemeinde nach einer Lückenbebauung umschauen, wo es 

Flächen gibt, die bebaut werden könnten. In Diepholz gibt es ein Baulückenkataster. Dort ist 

ersichtlich, wo es freie Grundstücke gibt, die grds. bebaut werden könnten.  

 

Eine Befristung des Förderprogramms bis Ende 2009 ist sinnvoll, um in diesem Zeitraum 

Erfahrungswerte zu sammeln, wodurch eine zukünftige Förderung verbessert werden kann. 

 

Martin Fischer bemängelt, dass jeder Ausländer ein Baugrundstück und die Förderung 

erhalten kann, nur ein Aussiedler nicht. Diese Lösung ist nicht gerecht. 

 

Bürgermeister Dr. Krug teilt ihm mit, dass sich die Gemeinde in einer Pilotphase befindet. 

Zurzeit kann er keine Förderung bekommen, dieses wird sich aber voraussichtlich in der 

nächsten Periode ändern. Das gleiche Problem trifft diejenigen, die letztes Jahr gebaut haben. 

Bei jeder Regelung, die man trifft, wird es jemanden geben, der davon benachteiligt wird. 

 

Udo Schlarmann ist der Auffassung, dass hier nicht alles kaputt geredet, sondern dass eine 

Entscheidung getroffen werden sollte. 

 

Heinrich Schonhöft ist der Meinung, dass man sich hier in einem gefährlichen Spiel bewegt, 

wenn man eine ausländische Gruppe benachteiligt. Dieses stellt sich objektiv als Rassismus 

und Fremdenfeindlichkeit dar. 

 

Bernard Echtermann berichtet, dass er (und die Gemeinde) immer an Aussiedler Grundstücke 

auch außerhalb von Baugebieten vermittelt hat (z.B. Roggenkammp, Eichengrund, hinter 

Thamann usw.). Für diese wurden oft Lücken gefunden. Die Aussiedlerregelung muss nach 

seiner Ansicht für die nächsten Baugebieten komplett gekippt werden. Man muss realistisch 

denken, dass der Absatz an Grundstücken stagniert und mit den jetzigen Auflagen nicht 

vermittelbar ist. 

 

Von der finanziellen Seite der Gemeinde sind ca. 80.000 bis 90.000 € als Förderung für den 

sozialen Wohnungsbau ein großer Brocken. Außerdem werden schon jetzt pro Baugebiet 5,00 

€ pro m² für den Infrastrukturausgleich (Kindergärten, Schulen) von den Käufern gezahlt. 

 

Bürgermeister Dr. Krug ist entrüstet über die Aussage von Herrn Schonhöft, dass dieser der 

Gemeinde Rassismus unterstellt. Dieses ist „starker Tobak“, der hier so nicht im Raum stehen 

gelassen werden kann. Diese Anschuldigung erfüllt einen Straftatbestand. Eine solche 

Formulierung darf hier nicht benutzt werden. 

 

Heinrich Schonhöft sagt, man hat sich mit guten Willen in eine Sackgasse begeben, dass man 

nur eine Bevölkerungsgruppe ausschließt. 

 

Bürgermeister Dr. Krug fragt, ob er allen Ernstes unterstellt, dass die Gemeinde sich bewusst 

fremdenfeindlich verhält? 

 

Herr Schonhöft erklärt, dass alle den guten Willen gehabt haben, es stellt sich aber als 

Ausschluss einer bestimmten Bevölkerungsgruppe dar. Er will hier aber nichts böswilliges 

unterstellen. 

 



Dr. Krug teilt mit, dass auch andere Gruppen ausgeschlossen werden, so z.B. diejenigen, die 

letztes Jahr Grundstücke gekauft haben. Es wurde hier eine absolut falsche Wortwahl 

getroffen, die so nicht stehen gelassen werden kann. 

 

Norbert von Handorff ist der Meinung, dass es im Gebiet „Harpenaus Hof“ keine 20 % - 

Regelung gibt, da es seinerzeit nur auf Langenberger Bürger begrenzt wurde. Diesen Bezug 

könnte man aufheben. 

 

Norbert gr. Schlarmann ist der Auffassung, dass man allmählich zu einer Einigung kommen 

sollte. Die Gemeinde ist Vertragspartner von den Käufern und diese Zugeständnisse müssen 

eingehalten werden. 

 

Der Vorsitzende Udo Schlarmann gibt den Vorsitz an Norbert gr. Schlarmann ab. 

 

Udo Schlarmann teilt mit, dass Aussiedler nicht ausgeschlossen werden sollen. Das Pech ist 

lediglich, dass das Kontingent erfüllt ist. 

 

Norbert gr. Schlarmann gibt den Vorsitz wieder an Udo Schlarmann ab. 

 

Martin Fischer ist der Ansicht, dass es ja schon mal ein Argument ist, wenn man sagt, dass in 

Langenberg Platz für Aussiedler vorhanden ist. 

 

Bernard Echtermann vertritt die Meinung, dass die Gemeinde das Aussiedlerkontingent in 

Langenberg prüfen sollte. Wenn hier noch Platz ist, können dort Grundstücke für Aussiedler 

zur Verfügung gestellt werden. 

 

Norbert von Handorf beantragt die Abstimmung über die von der CDU vorgeschlagene 

Förderung „Fünf mal drei“. 

  

Für Langenberg gilt aber auch das Prinzip: Wer zuerst kommt, bekommt das Grundstück. Es 

erfolgt keine Bevorzugung von Aussiedler. 

 

Nach eingehender Beratung beschließt der Grundstücks- und Wirtschaftsausschuss mit 8 Ja-

Stimmen und einer Nein-Stimme folgende Beschlussempfehlung: 

 

Befristet bis zum 31.12.2009 erhalten Käufer von 

Baugrundstücken in den Baugebieten „Bäkeesch IV“ 

und „Harpenaus Hof / An der alten Ziegelei“ eine 

Grundförderung von 3.000 €.  

Zusätzlich können je 3.000 € für bis zu 4 minderjährige 

Kindern als Förderung in Anspruch genommen 

werden. Dieses wird auch nachträglich gewährt, wenn 

innerhalb von zehn Jahren nach Grundstückskauf 

Kinder geboren werden. 

Der Höchstbetrag der Förderung beträgt 15.000 €. 

Voraussetzung für die Förderung ist eine zehnjährige 

Eigennutzung des Hauses.  

Das Grundstück ist innerhalb von zwei Jahren mit 

einem Eigenheim zu bebauen.  

 

 



Die Förderrichtlinien für das Langenberger Baugebiet werden allen Ratsmitgliedern per Mail 

zugesandt werden. 

 

Bezüglich der Förderung von Gewerbeflächen hat die CDU einen Arbeitskreis gegründet, in 

dem diskutiert werden soll, wie man eine attraktive Gestaltung erreichen kann. Dieser soll bis 

zum Sommer zu einer Lösung kommen. 

 

Martin Fischer fragt an, ob man nur an Industrie- und Gewerbeflächen denkt oder auch 

gewerbliche Nutzungen in Wohngebieten bzw. sonstigen vorhandenen Gebieten. 

 

Bernard Echtermann ist der Auffassung, dass der Ansatz des Bürgermeisters für ein 

Lückenkataster der richtige Ansatz ist. Wenn Grundstücke zur Verfügung stehen, muss man 

aktiv werden. Es sollte aber nicht alles versiegelt und bebaut werden, damit auch den 

nachfolgenden Generationen noch Grundstücke zur Verfügung stehen. Hier sollte man 

sparsam sein. 

 

Ludger Westerhoff merkt an, dass es in Holdorf kaum Mietwohnungsbau gibt. Man hat hier 

kaum die Möglichkeit, was zu finden. 

 

Udo Schlarmann ist der Meinung, dass hierüber erst in den Fraktionen beraten werden soll. 

 

Der Grundstücks- und Wirtschaftsauschuss beschließt einstimmig folgende 

Beschlussempfehlung: 

 

Über die Preisstruktur bei den Gewerbeflächen soll in 

den Faktionen beraten werden.  

  

 

 

TOP 5: 

Antrag auf Errichtung einer Beleuchtungsanlage an der Bushaltestelle „Dersaburg“ 

(Gru-Wi 03/2007, TOP 8) 

 

Bürgermeister Dr. Krug nimmt Bezug auf die letzte Sitzung des Grundstücks- und 

Wirtschaftsausschusses, in der bemängelt wurde, dass dieser Punkt nicht vom Ausschuss 

weiter behandelt wurde. 

 

In der Vergangenheit gab es das ÖPNV-Förderprogramm, in dem die Errichtung von 

Bushaltestellen gefördert wurde. Hierfür wurde eine Prioritätenliste, die nach zur Verfügung 

stehenden Fördermitteln abgearbeitet wurde. 

 

Zu klären ist, ob man Bushaltestellen generell erneuern oder nur vorrangig mit Licht 

ausstatten will. 

 

Mario Stickfort ist der Meinung, dass, wenn es einen Fördertopf gibt, man diesen auch nutzen 

sollte. Man sollte die einzelnen Standorte überprüfen und dann entscheiden, was notwendig 

ist.  

 

Bürgermeister Dr. Krug teilt mit, dass für die morgige Sitzung des Schul- und 

Kulturausschusses Informationen über die einzelnen Haltestellen gesammelt wurden, die dann 

erläutert werden. 

 



Heinrich Schonhöft fragt an, ob mit der Familie Torbecke schon ein Gespräch geführt worden 

ist, ob man eine Beleuchtung an deren privater Stromversorgung anschließen kann. 

 

Bürgermeister Dr. Krug teilt mit, dass in der Ausschusssitzung Nr. 03/2007 keine 

Entscheidung getroffen wurde und eine Zurückweisung in die Fraktionen erfolgte.  

 

Wilfried Schweigel gibt zu bedenken, dass es nicht ratsam ist, wenn Privatpersonen für solche 

Angelegenheiten mit einbezogen werden. Dieses führt im Endeffekt immer zu Problemen, da 

man von diesen abhängig ist.  

 

Mario Stickfort berichtet, dass damals Zugeständnisse gemacht wurden, die im Nachhinein 

nicht sehr glücklich sind. In Fladder (bei Mönning) z.B. ist eine neue Beleuchtung installiert 

worden, die aber den Eingangsbereich der Hütte nicht ausleuchtet. Es sollte über jede 

Haltestelle einzeln nachgedacht werden 

 

Norbert gr. Schlarmann teilt mit, dass an der Dammer Straße an der Markant-Seite ein 

Bushaltehäuschen fehlt. 

 

Bürgmeister Dr. Krug erläutert, dass in der morgigen Schul- und Kulturausschusssitzung alle 

Haltestellen vorgestellt werden. Danach sollte eine Entscheidung fallen, was im Einzelnen 

unternommen werden soll. 

 

Nach Beratung beschließt der Grundstücks- und Wirtschaftsausschuss einstimmig folgende 

Beschlussempfehlung: 

 

Die Entscheidung über die Errichtung einer 

Beleuchtungsanlage an der Bushaltestelle Dersaburg 

wird in den Schul- und Kulturausschuss verwiesen. 

 

 

 

TOP 6: 

Anfragen dem. § 10 der Geschäftsordnung und Anregungen 

 

Keine. 

 

 

 

Der Ausschussvorsitzende, Udo Schlarmann, bedankt sich für die gute Zusammenarbeit und 

schließt um 18.55 Uhr die Sitzung. 

 
 

Protokollführer 

 

 

Vorsitzender                                                                 Bürgermeister 

 


